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• Änderungen KHG 
• § 17c Abs. 2b

Gerichtliche Überprüfung einer Krankenhausrechnung ist 

nur dann zulässig, wenn vor Klageerhebung zwischen 

Krankenkasse und Krankenhaus eine einzelfallbezogene 

Erörterung stattfand, in der sämtliche Einwendungen und 

sämtlicher Tatsachenvortrag eingebracht worden sind. 

 Präklusionsregelung
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 Bestreiten binnen 6 Wochen nach Zugang der Entscheidung 
gegenüber KK; Inhaltlich zu begründen!

 KH kann gleichzeitig Erörterungsverfahren (EV) einleiten

 Frist nicht eingehalten: nicht bestritten, gilt jedoch als erörtert

 Schließt sich KK der Begründung an, teilt sie das innerhalb von 6 
Wochen nach Zugang des Bestreitens dem KH mit

 Schließt sich KK der Begründung des KH nicht an, hat sie die 
Ablehnung dem KH binnen 6 Wochen nach Zugang des Bestreitens 
mitzuteilen

Wiesbaden, den 
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 Mitteilung der KK leitet EV ein, sofern eine Einleitung nicht schon 
durch das KH erfolgt ist

 EV ist binnen 12 Wochen nach Mitteilung der KK abzuschließen 
(Verlängerung einverständlich möglich)

 EV kann schriftlich oder mündlich erfolgen – keine Verständigung: 
schriftlich!

 Grundlage für EV sind sämtliche erforderliche Daten des Falles, 
einschließlich aller der vom MD beim KH erhobenen Daten und 
vorgetragenen Argumentationen / Einwendungen

 Unterlagen sind spätestens 4 Wochen nach Abs. 4 S.1 der anderen 
Partei vorzulegen
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01.04.2022 11

Erörterungsverfahren gem. § 17c Abs.2b KHG



 Diese Fristen sind Ausschlussfristen!

 Sie können nur nach Ablauf der Frist mit ausdrücklicher Zustimmung 
der Gegenseite zum Gegenstand des EV werden

 Ausnahme: Fristversäumnis beruht weder auf Vorsatz noch auf 
Fahrlässigkeit und wird unverzüglich nachgeholt 
(wohl nur schwerwiegende Gründe)

 Mehrere Fälle können gemeinsam erörtert werden

 Bei Verweigerung des EV oder fehlender Mitwirkung gilt das 
Verfahren als erörtert

 Die Ergebnisse sind zu dokumentieren
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Dokumentationsbogen gemäß § 10 PrüfvV zur Einzelfallbezogenen Erörterung 

nach § 17c Absatz 2b KHG

1.1 Krankenhaus

Name: IK:

Straße, Hausnr.:

PLZ, Ort:

Ansprech-partner: Tel.:

E-Mail: Fax:

1.2 Krankenkasse

Name: IK:

Straße, Hausnr.:

PLZ, Ort:

Ansprech-partner: Tel.:

E-Mail: Fax:

1. Parteien
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Name:

Straße, Hausnr.:

PLZ, Ort:

Ansprech-partner: Tel.:

E-Mail: Fax:

2. Am Prüfverfahren beteiligter Medizinischer Dienst



Erörterungsverfahren gem. § 17c Abs.2b KHG

20
Wiesbaden, den 
01.04.2022

3.1 Zu erörternder Abrechnungsfall 1)

Name Patient/in:

Geburtsdatum: TT.MM.JJJJ
Versicherten-

nummer:

Krankenhausinternes 

Kennzeichen:

Aufnahme-

datum:
TT.MM.JJJJ

Datum der Rechnung: TT.MM.JJJJ

Datum der Entscheidung der Krankenkasse gemäß § 8 Satz 1 PrüfvV: TT.MM.JJJJ

Datum des MD-Gutachtens: TT.MM.JJJJ

3.2 Bestreiten der Entscheidung der Krankenkasse durch Krankenhaus gemäß § 9 Abs. 1 PrüfvV:

Datum:

3.3 Bestrittene Sachverhalte (stichwortartig zusammengefasst)

3. Gegenstand der Einzelfallbezogenen Erörterung
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4. Einleitung der einzelfallbezogenen Erörterung

4.1 Datum der 

Einleitung:

TT.MM.JJJJ

Seitens
☐ Krankenhaus gemäß § 9 Abs. 1 Satz 3 PrüfvV

☐ Mitteilung der Krankenkasse gemäß § 9 Abs. 4 Satz 2 PrüfvV 

4.2 Datum der 
Mitteilung der 

Krankenkasse:

TT.MM.JJJJ

☐ § 9 Abs. 3 PrüfvV (Zustimmung zu 3.2, EV beendet) 

☐ § 9 Abs. 4 Satz 1 PrüfvV (Ablehnung zu 3.2) 
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5.1 Erörterungsteilnehmer (Namen der Mitarbeiter) 2)

Teilnehmer Krankenhaus:

Teilnehmer Krankenkasse:

5.2 Durchführung der Erörterung

☐ schriftlich ☐ mündlich am 
(Datum): 

TT.MM.JJJJ

5.3 Benennung der Erörterungsgegenstände (ggf. Verweis auf 3.3)

5. Durchführung der Einzelfallbezogenen Erörterung
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5. Durchführung der Einzelfallbezogenen Erörterung

5.4 Zulässige Unterlagen 3)

Benennung der vom Krankenhaus im MD-Verfahren vorgelegten und im EV gemäß § 9 

Abs. 6 Sätze 1 und 2 PrüfvV übermittelten Unterlagen (in Anlage beizufügen)

Angaben bei fehlender Unterlagenidentität 4)

Benennung weiterer durch Krankenhaus/Krankenkasse im EV vorgelegter Unterlagen
gemäß § 9 Abs. 6 Sätze 1 und 2 PrüfvV (in Anlage beizufügen) sowie ggf. gemäß § 9 

Abs. 7 PrüfvV

Benennung weiterer durch Krankenhaus/Krankenkasse im EV vorgelegter 
Argumentationen/
Einwendungen gemäß § 9 Abs. 6 Sätze 1 und 2 PrüfvV (in Anlage beizufügen) sowie ggf. 

gemäß § 9 Abs. 7 PrüfvV
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5. Durchführung der Einzelfallbezogenen Erörterung

5

Benennung von Einwendungen, Daten und Unterlagen durch Krankenhaus/Krankenkasse 
im EV gemäß § 9 Abs. 6 Satz 4 PrüfvV (verfristet, ausdrückliche Zustimmung der Vorlage 

durch andere Partei) 

5.5 Unterlagen gemäß § 7 Abs. 2 Satz 11 PrüfvV 

Benennung der Unterlagen gemäß § 7 Abs. 2 Satz 11 PrüfvV 5)

5.6 Verweigerung der Erörterung oder fehlende Mitwirkung gemäß § 9 Abs. 11 PrüfvV

☐ durch Krankenhaus ☐ durch Krankenkasse

ggf. ergänzende Ausführungen
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6. Ergebnis der Erörterung

Anlagen: Es folgen die Anlagen … bis …

6.1 Datum  des Erörterungsabschlusses: TT.MM.JJJJ

6.2 Ergebnis

☐ Einigung ☐ teilweise Einigung ☐ keine Einigung 

6.3 Erläuterung zum Ergebnis (stichwortartig zusammengefasst) 6)
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Erläuterungen:

Vorbemerkung

Der Dokumentationsbogen soll allen Beteiligten einen schnellen Überblick 

über den Fall ermöglichen und den Nachweis über die Mindestinhalte der 

Dokumentation gemäß § 10 PrüfvV gewährleisten. 

Genereller Hinweis

Alle mitzuteilenden Datumsangaben in diesem Dokumentationsbogen 

sind im Format TT.MM.JJJJ anzugeben. 

Einzelhinweise

1) Zu 3.1 Die Rechnung des Krankenhauses, die Entscheidung der 

Krankenkasse sowie das Gutachten des MD sind dem 

Dokumentationsbogen als Anlage beizufügen.

2) Zu 5.1 Hier können die Teilnehmer des Erörterungsverfahrens 

namentlich aufgeführt werden, wenn sie nicht identisch mit 

den unter 1.1 und 1.2 benannten Ansprechpartnern sind. 

3) Zu 5.4.1 Die entsprechenden Dokumente sind als Anlage 

beizufügen. Dabei ist dieselbe Bezeichnung, wie gegenüber 

dem MD zu verwenden, ggf. gemäß eVV.

4) Zu 5.4.2 Das Feld „Angaben zu fehlender Unterlagenidentität“ ist nur 

für die Fälle relevant, in denen eine Diskrepanz zwischen 

den in das Erörterungsverfahren eingeführten und an den 

MD übermittelten Unterlagen festgestellt wird.

5) Zu 5.5 Nur zu befüllen, wenn ein Fall gemäß § 7 Abs. 2 Satz 11 

PrüfvV gegeben ist.

6) Zu 6.3 Konsens, Dissens oder Vergleich sind hier nachvollziehbar 

festzuhalten (inkl. ggf. dissent verbliebener Sachverhalte). 

Wurde die Erörterung einvernehmlich verlängert, ist ein entsprechender 

Hinweis aufzunehmen.



Fragen

› Erörterungsverfahren nur bei MD-Prüfungen oder vor jeder Klage?

› Umfang des „begründeten Bestreitens“?

› Übersendung der (vollständigen) Patientenakten? Falls ja, wann?

› Beweiswert der einzelnen, nach fehlender gemeinsamer Dokumentation?

Erörterungsverfahren gem. § 17c Abs.2b KHG
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› Für Fälle aus MD-Prüfverfahren bislang keine

› Viermonatige Prüfeinleitungsfrist des § 275c Abs.1 S.1 SGB V für 

erste betroffene Fälle noch laufend

› Für Fälle außerhalb des Prüfverfahrens: Vorsorglich Erörterung



Erörterungsverfahren gem. § 17c Abs.2b KHG

Strukturmerkmalsprüfungen gem. 275d SGB V

Aufschläge gem. § 275c Abs.3 SGB V

Exkurse: 
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Fiktive Beurlaubung gem. § 8 Abs.5 S.3 KHEntgG ab 01.01.2019



Strukturmerkmalsprüfungen gem. 275d SGB V

• Sachverhalt

• Negative(r) Bescheid(e) nach MD-Strukturprüfung gem. 

§ 275d SGB V

Wiesbaden, den 
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• Rechtsschutzmöglichkeiten

• Rechtschutz gegen negative Strukturprüfungsbescheide

• Widerspruch ggü. MD (§ 84 SGG)

• Rechtsschutz gegen negativen Widerspruchsbescheid

• Klage bei SG gegen MD (§§ 86a Abs.1, 87 SGG)

• Zusätzlich

• Einstweiliger Rechtsschutz (§ 86b Abs.2 S.2 SGG)

Wiesbaden, den 
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Maßgebliche Entscheidungszeitpunkte

Wiesbaden, den 
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• Maßgeblicher Entscheidungszeitpunkt für Widerspruch

• Zeitpunkt der Widerspruchsentscheidung

• gem. allg. Grundätzen des Sozialverwaltungs- und Sozialverfahrensrechts

• gem. ständiger Rechtsprechung der Bundesgerichte 

• BVerwG, Urteil vom 31.03.1981 – 1 B 853/80, juris Rdn.6

• „(…) ist bei der verwaltungsgerichtlichen Nachprüfung (…) auf die 

Sachlage im Zeitpunkt der Widerspruchsentscheidung abzu-

stellen“.

• BVerwG, Urteil vom 08.07.2004 – 5 C 5/03, juris Rdn.15: 

• „Das Berufungsgericht hätte die Berufung der Klägerin gegen das 

Urteil des Verwaltungsgerichts zurückweisen müssen, da der 

Klägerin (…) im rechtlich maßgeblichen Zeitpunkt der 

Widerspruchsentscheidung (…)“

 Ergo: Änderungen seit Ausgangsbescheid sind zu berücksichtigen

Wiesbaden, den 
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• Maßgeblicher Entscheidungszeitpunkt für Klage

• gem. ständiger Rechtsprechung der Bundesgerichte

• Klageart: Kombinierte Anfechtungs- und Verpflichtungsklage

• BSG, Urteil vom 17.04.2013 – B 9 SB 6/12 R (juris Rdn.28):

• „Denn das Tatsachengericht hat bei einer Anfechtungs- und Verpflichtungsklage

grundsätzlich alle bis zum Zeitpunkt seiner Entscheidung eintretenden

entscheidungsrelevanten neuen Tatsachen zu berücksichtigen (vgl dazu Keller in

Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 54 RdNr 34 mwN). Dies gilt auch

hinsichtlich der Feststellung des GdB nach dem Schwerbehindertenrecht.“

• BSG, Urteil vom 18.12.2018 – B 1 KR 11/18 R (juris Rdn.17);

• „Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung des Anspruchs auf Aufnahme einer Methode in 

den Kreis der Methoden, aus denen die Auswahl erfolgt, ist ebenso wie für den Anspruch 

auf Auswahl einer Methode für den Erlass einer Erprobungs-RL oder den Anspruch auf 

ermessensfehlerfreie Entscheidung hierüber die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der 

letzten mündlichen Verhandlung. Dies entspricht den allgemeinen Grundsätzen bei 

einer kombinierten Anfechtungs- und Verpflichtungsklage (vgl zB BSG SozR 4-1300 §

44 Nr 22 RdNr 20 mwN). Dies gilt auch, soweit dem Beklagten ein Beurteilungs-

spielraum eingeräumt ist (stRspr, vgl zB BSGE 104, 116 = SozR 4-2500 § 101 Nr 7, Rd-

Nr 26 mwN; Keller in Meyer Ladewig / Keller / Leitherer / Schmidt, SGG, 12. Aufl 2017, § 54 

RdNr 34a). Abweichungen ergeben sich nicht aus materiellem Recht (vgl zum 

methodischen Ansatz BVerwGE 78, 243, 244 = Juris RdNr 8; BVerwG Beschluss vom 

22.2.2008 - 5 B 208/07 - Juris RdNr 3 ff zu § 6 Abs 2 S 3 BVFG).“

Wiesbaden, den 
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• „Abweichung aus materiellem Recht“ iSd der o.g. BSG-Rechtsprechung

• Bereichsspezifische Korrektur für Strukturmerkmalsprüfung nach

§ 275d SGB V

• Mündliche Verhandlung in der letzten Tatsacheninstanz, begrenzt auf

01.01. des betroffenen Jahres, 0 Uhr

• Arg.: § 275d Abs.1, 3, 4 SGB V

• Prospektive Strukturprüfung für jeweiliges Folgejahr

Wiesbaden, den 
01.04.2022
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• Daraus entstehende Rechtsfolgen

• Berücksichtigung unterjähriger Veränderungen im KH bis zum 01.01. des 

betroffenen Jahres, 0 Uhr

• Aktuelle Beispiele

• OPS-Codes 8-987 + 8-98g:

• KH-Hygieniker, die ihre Prüfung nach MD-Strukturprüfung und 

vor Ablauf des Jahres bestehen

• Diverse OPS-Codes

• Ärzte, die ihre Facharztprüfung nach MD-Strukturprüfung und 

vor Ablauf des Jahres bestehen

• Anschaffung von Geräteinfrastruktur nach MD-Strukturprüfung 

und vor Ablauf des Jahres

Wiesbaden, den 
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• Maßgeblicher Entscheidungszeitpunkt für einstweiligen Rechtsschutz

• u.a.: LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 27.09.2006 – L 7 B 18/06, juris

• „In einem Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Anordnung beurteilt sich

das Vorliegen eines Anordnungsanspruchs nach dem Zeitpunkt, in dem das

Gericht über den Eilantrag entscheidet“

Wiesbaden, den 
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• Widerspruch gegen negativen Strukturprüfungsbescheid (§ 84 SGG)

• Aktuelle Beispiele

• Negative Widerspruchsbescheide  vielfach Klageverfahren in der Hauptsache

• Abhilfeentscheidungen der MDe

• Mit und ohne Erklärung zur Notwendigkeit der Zuziehung eines Bevoll-

mächtigten im Widerspruchsverfahren

• BVerwG, Urteil vom 27.02.2019 (2 A 1/18):

• „Über die Notwendigkeit der Hinzuziehung eines Bevollmächtigten für das 

Vorverfahren ist unter Würdigung der jeweiligen Verhältnisse vom Stand-

punkt eines verständigen Beteiligten aus zu entscheiden. Maßgebend ist, 

ob sich ein vernünftiger Bürger mit gleichem Bildungs- und Erfahrungsstand 

bei der gegebenen Sachlage eines Bevollmächtigten bedient hätte. Not-

wendig ist die Zuziehung eines Bevollmächtigten dann, wenn es dem 

Beteiligten nach seinen persönlichen Verhältnissen und wegen der Schwie-

rigkeit der Sache nicht zuzumuten war, das Vorverfahren selbst zu führen. 

Die Notwendigkeit der Zuziehung wird auch durch die Bedeutung der Sache 

für den Beteiligten bestimmt, wobei der Zeitpunkt der Bevollmächtigung 

maßgeblich ist.“

• In den meisten Fällen der Strukturprüfungsbescheide (und auch der Aufschlags-

bescheide gem. § 275c Abs.3 SGB V (dazu s.u.)) dürfte Hinzuziehung notwendig sein 

Wiesbaden, den 
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• Einstweiliger Rechtsschutz gegen negativen Strukturprüfungsbescheid (§ 86b Abs.2 S.2 SGG)

• Rechtsschutzziel

• Einstweilige Anordnung zur Regelung eines vorläufigen Zustandes

• Voraussetzungen

• Anordnungsgrund 

• = Eilbedürftigkeit

• Anordnungsanspruch

• = Vorläufige summarische Prüfung der Sach- und Rechtslage

• Streitwert

• Jährlicher Umsatz / Hälfte des jährlichen Umsatzes / Auffangstreitwert

Wiesbaden, den 
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• Häufige Rechtsprobleme

• Vorwegnahme der Hauptsache

• Anordnungsgrund

• Anordnungsanspruch

• Formelle Rechtmäßigkeit

• Ausstellende Behörde nicht erkennbar (§ 33 Abs.3 S.1 SGB X)

• Ordnungsgemäße Anhörung nicht erfolgt (§ 24 SGB X)

• BSG, Urteil vom 25.03.2021 – B 1 KR 16/20 R (zur Mindestmengenregelung)

• BSG, Urteil vom 26.07.2016 – B 4 AS 47/15 R (zur Anhörungsnachholung)

• Materielle Rechtmäßigkeit

• Auslegung der einzelnen Strukturmerkmale in diversen OPS-Codes

• Beispiele (u.a.)

• Vertretungserfordernis

• Labormediziner

• Hybrid-OP

• Intermittierendes Nierenersatzverfahren

• etc.

• Maßstab des BSG

• Wortlautgetreue Auslegung, lediglich ergänzt durch systematische Erwägungen

Wiesbaden, den 
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• Vertretungserfordernis

• Vertretungsformulierung in OPS-Code 8-98d

• In den allermeisten OPS-Codes kein Vertretungserfordernis normiert

 Wortlautauslegung ergänzt um Systematik: Kein Vertretungserfordernis

• SG Wiesbaden, GB vom 20.08.2020 – S 18 KR 438/18

• SG Aachen, Urteil vom 07.07.2020 – S 14 KR 560/19

• SG Aachen, Urteil vom 09.02.2021 – S 13 KR 559/19

• SG Köln, Urteil vom 11.03.2022 – S 24 KR 2372/19

• Hessisches LSG, Urteil vom 25.03.2021 – L 8 KR 731/18

Wiesbaden, den 
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• BfArM-Klarstellungen zum OPS 2022 mit Wirkung zum OPS 2021 

(„Behandlungsleitung“)

• Formulierung (Auszüge):

• „Die Festlegung bedeutet, dass eine Person als Behandlungsleitung 

ausreicht, um das Strukturmerkmal zu erfüllen, sofern nicht bei dem 

einzelnen OPS-Kode ausdrücklich vorgegeben ist, dass die Behandlungs-

leitung durch mehrere Personen zu erfüllen ist. 

• Für den Fall, dass die Behandlungsleitung die Planung, Koordination und 

Überwachung der Leistungen und ärztlichen Tätigkeiten am Patienten nicht 

erfüllen kann, ist eine entsprechende Vertretung mit der jeweils kode-

spezifisch geforderten Qualifikation sicherzustellen. (…) “

• Sofern daraus grds. Vertretungserfordernis begründet werden soll:

• Klarstellung rechtswidrig: § 295 Abs.1 S. 8 und § 301 Abs.2 S.6 SGB V 

• Klarstellungsermächtigung für BfArM

• „soweit diese nicht zu erweiterten Anforderungen an die 

Verschlüsselung erbrachter Leistungen führen.“

 Hier: Erweiternde Anforderungen an Verschlüsselung 

erbrachter Leistungen

• Zur Verfassungsmäßigkeit der Klarstellungsermächtigung: 

Richtervorlage beim BVerfG: 1 BvL 11/20
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Strukturmerkmalsprüfungen gem. 275d SGB V

• Einzelne aktuelle Entscheidungen im einstweiligen Rechtsschutz

• SG Koblenz, Beschluss vom 14.01.2022 – S 2 KR 1044/21 ER

• SG Nürnberg, Beschluss vom 10.02.2022 – S 18 KR 981/21 ER

• SG Stuttgart, (Kosten-)Beschluss vom 11.03.2022 – S 24 KR 280/22 ER

• SG Köln, Beschluss vom 14.03.2022 – S 24 KR 103/22 ER

• SG Ulm, Beschluss vom 16.03.2022 – S 5 KR 3139/21 ER

 Kernaussagen

• Vorwegnahme der Hauptsache

• Fehlendes Rechtsschutzbedürfnis

• Fehlender Anordnungsgrund

JEDOCH:
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Strukturmerkmalsprüfungen gem. 275d SGB V

• Ergo:

• Bislang kein KH bekannt, dass vorläufige Bescheinigung im einstweiligen 

Rechtsschutzverfahren erhalten hat

• Keine Notwendigkeit zur Vorlage einer solchen Bescheinigung wegen 

aufschiebender Wirkung von Widerspruch und Klage

• Bis zur Bestandskraft des Ausgangsbescheides kein Vereinbarungs- und 

Abrechnungsverbot

• Erst recht kein Erbringungsverbot 

• anders als bei Mindestmengenregelung des § 136b Abs.5 S.1 SGB V

• Beschwerdeverfahren gegen negative erstinstanzliche Beschlüsse im 

einstweiligen Rechtsschutzverfahren nicht bekannt

Wiesbaden, den 
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Strukturmerkmalsprüfungen gem. 275d SGB V

• Eines der wesentlichen zukünftigen Rechtsprobleme

• Erstattungsansprüche der KK nach bestandskräftig negativem 

Strukturprüfungsbescheid

• Gesetzeswortlaut unergiebig

• Beschlussempfehlung des Gesundheitsausschusses vom 06.11.2019

• BT-Drucksache 19/14871, S.106 zu § 275d Abs.4 SGB V: 

• „Die vom KH erbrachten Leistungen werden auch dann nicht 

rückabgewickelt, wenn im Rahmen der Strukturprüfung festgestellt 

wird, dass die Strukturmerkmale zum Zeitpunkt der 

Leistungserbringung nicht erfüllt waren.“

• Frage:

• Gilt das grundsätzlich, oder nur für vom KH nicht zu vertretene, 

verzögerte Prüfungen?!

Wiesbaden, den 
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Erörterungsverfahren gem. § 17c Abs.2b KHG

Strukturmerkmalsprüfungen gem. 275d SGB V

Aufschläge gem. § 275c Abs.3 SGB V

Exkurse: 

(Fehlerhafte) Prüfquotenermittlung gem. § 275c Abs.4 SGB V

Fiktive Beurlaubung gem. § 8 Abs.5 S.3 KHEntgG ab 01.01.2019



Aufschläge gem. § 275c Abs.3 SGB V
• § 275c Abs.3 SGB V : „Strafzahlungen“ („Aufwandspauschale retour“) 

• Gilt für alle vom MD geminderten Schlussrechnungen des betroffenen Quartals mit … (streitig):

• Datum der Krankenhausaufnahme oder

• Datum des Rechnungszugangs oder

• Datum des Zugangs der Prüfeinleitung durch den Medizinischen Dienst oder

• Datum des Zugangs der Leistungsentscheidung durch die KK (GKV-SpiV + BMG)

• Gilt nicht für:

• KK-Prüfungen ohne MD

• Prüfungen, ohne das MD Daten beim KH erheben muss 

(z.B.: 2.Stufe: Sozialmedizinische Fallberatung)

• Vor-, nach- und teilstationäre Behandlungsfälle

• Zwischenrechnungen

• Im Vorverfahren zwischen KH und KK konsentierte Fälle

• Fälle ohne Rechnungsminderung und Höherbegutachtung durch MD

• Zusätzlich zur Rückzahlung des erhöht abgerechneten Betrages: Aufschlag auf Differenz

• Kein Aufschlag 60 % und mehr unbeanstandeter Abrechnungen

• 25 % Aufschlag bei 40-60 % unbeanstandeter Abrechnungen

• 50 % Aufschlag bei 40 % und weniger unbeanstandeter Abrechnungen

• Mindestbetrag: 300 €

• Höchstgrenze 10 Prozent des aufgrund der MD-Prüfung geminderten 

Rechnungsbetrages

• Mindestbetrag geht Höchstbetrag vor 

(„wobei der Mindestbetrag von 300 Euro nicht unterschritten werden darf“)
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Aufschläge gem. § 275c Abs.3 SGB V

• Sachverhalt

• „Strafzahlungsbescheid“ und Widerspruchsbescheid  der KK

• via MDK04-Mitteilung im Datenträgeraustausch gem. § 301 SGB V

• Postalisch

• via Fax
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Aufschläge gem. § 275c Abs.3 SGB V

• Rechtsschutzmöglichkeiten

• Rechtschutz gegen „Strafzahlungsbescheid“

• Widerspruch ggü. KK (§ 84 SGG)

• hat gem. § 275c Abs.5 SGB V keine aufschiebende Wirkung

• Rechtsschutz gegen negativen Widerspruchsbescheid der KK

• Klage bei SG gegen KK (§§ 86a Abs.1, 87 SGG)

• hat gem. § 275c Abs.5 SGB V keine aufschiebende Wirkung

• Zusätzlich

• Einstweiliger Rechtsschutz (§ 86b Abs.1 Nr.2 SGG)

• auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung
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Aufschläge gem. § 275c Abs.3 SGB V
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Aufschläge gem. § 275c Abs.3 SGB V

• Häufige Rechtsprobleme

• Rechtsqualität

• Verwaltungsakt iSd. § 31 SGB X

• Rechtsschutzbedürfnis für einstweiligen Rechtsschutz

• Keine vorprozessuale Anrufung der Behörde notwendig

• BSG, Urteil vom 17.10.2007 – B 6 KA 4/07 R

• BSG, Urteil vom 14.02.2013 – B 14 AS 62/12 R

• „Ein erfolglos durchlaufendes Antragsverfahren nach § 86a Abs. 3 SGG ist 

schließlich nicht Voraussetzung für einen Antrag nach § 86b Abs. 1 S. 1 

Nr. 2 SGG“

• Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Aufl. 2020, Rdn. 7a 

• Formelle Rechtmäßigkeit

• Ordnungsgemäße Anhörung nicht erfolgt (§ 24 SGB X)

• BSG, Urteil vom 25.03.2021 – B 1 KR 16/20 R (zur Mindestmengenregelung)

• BSG, Urteil vom 26.07.2016 – B 4 AS 47/15 R (zur Anhörungsnachholung)

• Entbehrlich gem.§ 24 Abs.2 Nr.4 oder nachgeholt gem. § 41 Abs.1 Nr.3 SGB X?

• Materielle Rechtmäßigkeit

• Zeitlicher Anknüpfungspunkt erst 2022, oder bereits zuvor?

• KH-Aufnahme / Rechnung / Prüfeinleitung / Leistungsentscheidung?
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Aufschläge gem. § 275c Abs.3 SGB V

• Einstweiliger Rechtsschutz gegen „Strafzahlungsbescheid“ (§ 86b Abs.1 Nr.2 SGG)

• Rechtsschutzziel

• Anordnung der aufschiebenden Wirkung

• Voraussetzungen

• Mangels konkreter materieller Kriterien im Gesetz richterrechtlich ausgebildet

• Offensichtliche Rechtswidrigkeit und Verletzung subjektiver Rechte des Antragstellers

• Bei fehlender Offensichtlichkeit 

• Abwägung für und gegen sofortige Vollziehung sprechender Gesichtspunkte

• Eilbedürftigkeit keine Voraussetzung (anders als bei § 86b Abs.2 S.2 SGG)

• Streitwert

• Aufschlagshöhe (Ohne Abzug / Hälftig / Geviertelt)
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Aufschläge gem. § 275c Abs.3 SGB V

• Einzelne aktuelle Entscheidungen im einstweiligen Rechtsschutz

• SG Düsseldorf, Beschluss vom 16.03.2022 – S 33 KR 182/22 KH ER 

 Kernaussage

• Keine Anordnung der aufschiebenden Wirkung wegen fehlender 

offensichtlicher Rechtswidrigkeit des Aufschlagsbescheides

• SG Hannover, Beschluss vom 18.03.2022 – S 76 KR 112/22 ER KH

 Kernaussage

• Anordnung der aufschiebenden Wirkung

• Rechnung entscheidend

• Offen gelassen, ob Erstellung oder Zugang
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Aufschläge gem. § 275c Abs.3 SGB V
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Aufschläge gem. § 275c Abs.3 SGB V

Wiesbaden, den 
01.04.2022 70



Aufschläge gem. § 275c Abs.3 SGB V

Wiesbaden, den 
01.04.2022 71
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Aufschläge gem. § 275c Abs.3 SGB V
• Ergo:

• Divergierende Instanzentscheidungen

• Beschwerdeverfahren gegen erstinstanzliche Beschlüsse des einstweiligen 

Rechtsschutzes bislang nicht bekannt

• Entgegenstehen dürfte streitwertbedingt regelmäßig ohnehin § 172 Abs.3 

S.1 SGG:

• „Die Beschwerde ist ausgeschlossen in Verfahren des einstweiligen 

Rechtsschutzes, wenn in der Hauptsache die Berufung der Zulassung bedürfte“

• Letztgültige Beantwortung der Rechtsfragen bleibt höchstrichterlicher 

Rechtsprechung vorbehalten 

 Sprungrevision in Hauptsacheverfahren?!

• Einige KK verzichten auf den Sofortvollzug 

• nach Anschreiben durch die KH

• im Rahmen der einstweiligen Rechtsschutzverfahren
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Erörterungsverfahren gem. § 17c Abs.2b KHG

Strukturmerkmalsprüfungen gem. 275d SGB V

Aufschläge gem. § 275c Abs.3 SGB V

Exkurse: 

(Fehlerhafte) Prüfquotenermittlung gem. § 275c Abs.4 SGB V

Fiktive Beurlaubung gem. § 8 Abs.5 S.3 KHEntgG ab 01.01.2019



Exkurs: Rechtsschutz gegen (fehlerhafte)     
Prüfquotenermittlung

• Sachverhalt

• Zeitraum des Betrachtungsquartals 04/2021 für Anwendungsquartal 02/2022

• Veröffentlichte Statistikdaten des GKV-Spitzenverbandes auf dessen Homepage

• Rechtsnatur: Adressatenbezogene Allgemeinverfügung, § 31 S.2 SGB X

• Ausweisung von Leistungsentscheidungen

 Gründe für Abweichung

• 2x „MDK 03“ von GKV-Spitzenverband nicht berücksichtigt

• Datenübermittlungsvereinbarung definiert MDK03 als: 

• „Leistungsrechtliche Entscheidung  hat aufgrund Datensatzkorrektur (…) im MD-

Verfahren, ohne MD-Abbruch, keine Beanstandung der Abrechnung als Ergebnis“

• Festlegungen des GKV-Spitzenverbandes

• „Zu übermitteln sind (…) abgeschlossene MDK-Gutachten (…) ohne Minderung des 

Abrechnungsbetrages (…) Schlüssel 30 „MDK01“ und „MDK03““

• 1x MDK01 fehlerhaft als MDK02 gemeldet (von KK+MD schriftlich bestätigt)
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37,8 % unbeanstandet
15 % Prüfquote
50 % Aufschlag

40,4 % unbeanstandet
10 % Prüfquote
25 % Aufschlag

GKV-Spitzenverband KH

82, davon 31 unbeanstandet 84, davon 34 unbeanstandet

Differenz:
Ca. 80.000 €



Exkurs: Rechtsschutz gegen (fehlerhafte)     
Prüfquotenermittlung

• Rechtsschutz

• § 275c Abs. 5 SGB V

• „Widerspruch und Klage gegen (…) die Ermittlung der Prüfquote nach Absatz 4

haben keine aufschiebende Wirkung. Einwendungen gegen die Ergebnisse

einzelner Prüfungen nach Absatz 1 sind bei der Ermittlung der Prüfquote

nicht zu berücksichtigen. Behördliche oder gerichtliche Feststellungen zu

einzelnen Prüfungen nach Absatz 1 lassen die für das jeweilige betrachtete

Quartal ermittelte Prüfquote nach Absatz 2 unberührt.“

• § 86b Abs.1 Nr.2 SGG

• Eilrechtsschutz: Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung

• Schadensersatzanspruch ggü. fehlerhaft meldender KK + MD

• Pflichtverletzung

• Festlegungen des GKV-Spitzenverbandes

• „Die Krankenkassen haben durch geeignete Verfahren sicherzu-

stellen, dass ihre Daten vollständig, fehlerfrei und plausibel an den

GKV-Spitzenverband übermittelt werden.“

• Schaden

• Erstattungsansprüche aus zeitlich späteren Prüfungen?

• KK als Herrin des Prüfverfahrens?
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Erörterungsverfahren gem. § 17c Abs.2b KHG

Strukturmerkmalsprüfungen gem. 275d SGB V

Aufschläge gem. § 275c Abs.3 SGB V

Exkurse: 

(Fehlerhafte) Prüfquotenermittlung gem. § 275c Abs.4 SGB V

Fiktive Beurlaubung gem. § 8 Abs.5 S.3 KHEntgG ab 01.01.2019



Exkurs: Fiktive Beurlaubung ab 01.01.2019

• Sachverhalt

• Fiktive Beurlaubung auf Basis bundessozialgerichtlicher Rechtsprechung zum 

fiktiven wirtschaftlichen Alternativverhalten

• Maßgebliches Datum: 01.01.2019  § 8 Abs.5 S.3 KHEntgG

• Bis Aufnahmedatum 31.12.2018

• BSG, Urteil vom 01.07.2014 – B 1 KR 62/12 R

• BSG, Urteil vom 10.03.2015 – B 1 KR 3/15 R

• BSG, Urteil vom 28.03.2017 – B1 KR 29/16 R

• BSG, Urteil vom 19.11.2019 – B 1 KR 6/19 R

• BSG, Urteil vom 27.10.2020 – B 1 KR 9/20 R

• „Etwas anderes ergibt sich jedenfalls für den vorliegend maßgeblichen 

Abrechnungszeitraum nicht aus der (…) eingefügten Regelung des § 8 

Abs. 5 Satz 3 KHEntgG

• Sie findet daher auf den vorliegenden Abrechnungsfall aus dem Jahr 2012 

(noch) keine Anwendung. 

• Die in den Gesetzesmaterialien zum Ausdruck gebrachte Auffassung, dass 

es sich bei § 8 Abs 5 Satz 3 KHEntgG lediglich um eine Klarstellung 

handele (s. BT-Drucks. 19/5593 S.125 (…)), bindet den erkennenden 

Senat nicht.“
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Exkurs: Fiktive Beurlaubung ab 01.01.2019

 Aktuell anhängiges Verfahren beim BSG

• BSG B 1 KR 14/21 R

• Mündliche Verhandlung terminiert auf 26.04.2022 

• Altfall (Aufnahme vor 01.01.2019)

• Abweichung von allen bisher entschiedenen Altfällen

• Kennzeichnung in Spalte 13 des DRG-Fallpauschalenkataloges 

als Ausnahme von der Wiederaufnahme

• Abschließende Konkretisierung des Wirtschaftlichkeitsgebotes 

durch die Selbstverwaltungspartner
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Exkurs: Fiktive Beurlaubung ab 01.01.2019

• Ab Aufnahmedatum 01.01.2019

• SG Aachen, Urteil vom 12.08.2021 – S 13 KR 345/20

• SG Duisburg, Urteil vom 26.08.2021 – S 17 KR 1272/20

• SG Koblenz, Urteil vom 23.09.2021 – S 1 KR 101/21

• SG Augsburg, Urteil vom 13.12.2021 – S 10 KR 400/21

• SG Mannheim, GB vom 14.12.2021 – S 6 KR 2240/21

• SG Duisburg, GB vom 17.12.2021 – S 46 KR 1295/20

• SG Augsburg, Urteil vom 17.12.2021 – S 2 KR 385/21

• Kernaussage (z.B. in o.g. Urteil der 17. Kammer des SG Duisburg)

• „Die von der Beklagten vorgetragene Argumentation, dass auch nach

Inkrafttreten des § 8 Abs. 5 S. 3 KHEntgG weiterhin eine Fallzusammenführung

aufgrund eines fiktiven wirtschaftlichen Alternativverhaltens möglich ist (…),

widerspricht sowohl dem Wortlaut als auch dem gesetzgeberischen Willen (…).

• Rechtliche Bedenken gegen die Regelung in § 8 Abs. 5 S. 3 KHEntgG und die

Einschränkung des Wirtschaftlichkeitsgebots bestehen nicht, da das

Wirtschaftlichkeitsgebot des § 12 SGB V kein Grundsatz von Verfassungsrang

ist und somit durch einfaches Gesetz modifiziert werden kann.“
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